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>>>Das Andere Davos 2007 steht vor der Tür 


Voranzeige: Gemeinsam gegen das WEF>>> 


"Shaping the Global Agenda”, 
so lautet der Arbeitstitel der 
nächsten Ausgabe des Welt- 
wirtschaftsforums (WEF). Das 
informelle Jahrestreffen der 
Reichen und Mächtigen findet 
vom 24. bis zum 28. Januar 
2007 in Davos statt. Dem An- 
spruch des WEF, über den Zu- 
stand der Welt zu bestimmen, 
wollen wir, mit der Organisa- 
tion der internationalen Anti- 
WEF-Konferenz "Das Andere 
Davos", wieder Analysen und 
Alternativen "von unten" ent- 
gegen setzen. 


Die von attac schweiz initiierte 
Konferenz lebt von der Unterstüt- 
zung verschiedenster Organisa- 
tionen und Netzwerken. Das An- 
dere Davos wird dieses Jahr zum 


siebten Mal organisiert und stellt 
einen wichtigen Teil der Mobili- 
sierung der sozialen Bewegungen 
gegen das WEF dar. 


An der internationalen Konferenz 
Das Andere Davos bringen wir Ak- 
tivistInnen, GewerkschafterInnen, 
Intellektuelle und andere Inter- 
essierte aus verschiedenen Teilen 
der Welt zusammen und disku- 
tieren Ansätze für eine mögliche 
- aber auch dringend nötige - an- 
dere Welt. Thematisch machen 
wir einen Bogen zur Mobilisierung 
gegen den G8-Gipfel, der vom 6. 
bis 8. Juni 2007 in Heiligendamm 
bei Rostock (D) stattfinden wird. 
Im Zentrum der Anti-G8-Mobili- 
sierung, an der sich attac betei- 
ligen wird, stehen Euromärsche 
(Sternmärsche aus verschiedenen 


europäischen Ländern) zu den 
Themen Migration und Prekarität. 
Am Anderen Davos wollen wir 
daher folgende Zusammenhänge 
aufgreifen: globaler Markt, Kon- 
kurrenz der Arbeitskräfte, Migra- 
tion, Lohn- und Sozialdumping, 
Prekarisierung sowie Repression 
gegen Migrantinnen. 


Als RednerIn wird unter anderen 
Bridget Anderson teilnehmen, 
Autorin des Buches "Doing the 
dirty work? Migrantinnen in der 
bezahlten Hausarbeit". Sie analy- 
siert den Privathaushalt als Welt- 
markt für weibliche Arbeitskräfte 
und thematisiert auch Kämpfe 
von illegalisierten Hausarbeite- 
rinnen (z.B. "Respect"), bei denen 
sie selber mitbeteiligt war. Weiter 
wollen wir einE Vertreterln der 


grossen Mobilisierung der Lati- 
no-MigrantInnen in den USA von 
vergangenem Frühling einladen, 
um mehr über Bedingungen und 
Perspektiven dieses wichtigen 
Kampfes zu erfahren. Wir planen 
auch einen Beitrag zum "Europa 
der Lager", zur menschenfeindli- 
chen Lagerhaltung von Migran- 
tInnen in und um Europa. 


Das Andere Davos wird wieder in 
Form einer Abendveranstaltung 
im Dynamo in Zürich stattfin- 
den, und zwar in der Woche vor 
dem WEF, am Freitag, 19. Ja- 
nuar 2007. Vorgesehen sind im 
Rahmen des Anderen Davos auch 
eine Filmvorführung, ein Work- 
shop zur G8, Musik und Essen. 


>>> attac gegen G8 >>> 


Mobilisierung gegen 
den G8-Gipfel im Juni 
2007 in Rostock (D) 


Die grosse Mobilisierung gegen 
den G8-Gipfel in Genua vom Juli 
2001 ist nicht vergessen. Bei der 
grossen Demonstration vom 21. 
Juli 2001 prangerten 300 000 die 
Politik der am G8-Gipfel versam- 
melten Regierungschefs an. Der 
ungeahnten Polizeibrutalität fie- 
len dutzende Demonstrantinnen 
zum Opfer. Am Tag zuvor war der 
Demonstrant Carlo Giuliani von 
der Polizei erschossen und über- 
fahren worden. 


Spätestens seit dieser Grossde- 
monstration in Genua wurde die 
so genannte globalisierungskriti- 
sche Bewegung zu einem wich- 
tigen Faktor innerhalb der sozi- 
alen Bewegungen. Gleichzeitig 
setzte auch die Kriminalisierung 
der Bewegung ein: Einschrän- 
kung des Versammlungsrechts, 
Schaffung von "roten Zonen" 
rund um Tagungsorte wie WEF 
oder G8-Treffen, Armee-Einsätze 
gegen Demonstrationen, mas- 
senhafte Fichierung, neue Waffen 
wie Schockgranaten usw. gegen 
Demonstrantinnen. Medial wurde 
bei jeder neuen Mobilisierung eine 
Kampagne gegen "gewaltbereite" 
Demonstrantinnen lanciert, die 
auf die Diskreditierung der Globa- 
lisierungskritik als solche abzielte. 
Der Ausdruck des Protests auf der 
Strasse ist damit schwieriger ge- 


worden. Was den Behörden und 
Konzernen nicht gelungen ist: Die 
Menschen davon zu überzeugen, 
dass Freihandel, Privatisierung 
und Krieg die richtige und vor al- 
lem die einzig mögliche Weltord- 
nung seien. 


G8 steht für neolibe- 
rale Politik und Krieg 


attac schweiz hat sich an den 
Mobilisierungen gegen den G8- 
Gipfel 2001 in Genua beteiligt. 
Auch 2003, als das G8-Treffen 
wieder in der Nähe der Schweiz 
- Evian (F) am Genfersee - statt- 
fand, leistete attac einen Beitrag 
an die Proteste und organisier- 
te eine Gegenkonferenz in Genf. 
2007 findet das Treffen der G8- 
Regierungschefs in Heiligendamm 
bei Rostock (D) statt. Vom 6. bis 
8. Juni 2007 treffen sich dort die 
Leader der sieben führenden In- 
dustrieländer und Russlands. Die 
Länder der G8-Gruppe - Deutsch- 
land, Frankreich, Grossbritannien, 
Italien, Japan, Kanada, Russland 
und die USA - vereinigen ca. 
50 % des Welthandels und des 
Weltbruttonationaleinkommens 
(BNE). G8-Gipfel sind regelmäs- 
sige Regierungskonferenzen, bei 
denen jeweils grosse Themen 
angesprochen und Zielvorgaben 
formuliert werden, jedoch keine 
formellen Beschlüsse oder bin- 
denden Vereinbarungen getroffen 
werden. Am G8-Treffen in Glene- 
agles, Schottland, lancierte der 


Britische Premierminister Tony 
Blair beispielsweise eine Kampag- 
ne zur "Armutsbekämpfung" und 
kündigte einen Schuldenerlass 
für die ärmsten Länder an. Jedoch 
werden die grossen Versprechen 
der reichen Länder, etwas gegen 
die Armut zu tun, nicht eingelöst. 
Kein Wunder, denn dazu müssten 
sie ihre gesamte Politik der Aus- 
beutung und Beherrschung der 
Welt umkrempeln - und dies wer- 
den sie nicht freiwillig tun. Unser 
Widerstand ist gefragt, auch und 
vor allem angesichts der fortlau- 
fenden Kriege, mit denen die füh- 
renden Länder ihre wirtschaftli- 
che Dominanz absichern. 


Prekarität und Migra- 
tion 


Wie immer sind auch beim G8- 
Gipfel in Heiligendamm/Rostock 
spezielle "Sicherheitsmassnah- 
men" geplant. Es wird eine "rote 
Zone" eingerichtet. Die Küste 
wird über mehrere Kilometer zum 
Sperrgebiet. Armee und Polizei 
werden aufgeboten, um den Pro- 
test der Bevölkerung zu ersticken. 
Trotzdem sind Vorbereitungen für 
die Mobilisierung im Gang. Insbe- 
sondere im Rahmen des Europä- 
ischen Sozialforums in Athen im 
April 2006 wurde beschlossen, die 
Zusammenhänge zwischen Preka- 
rität, Arbeitsmarkt, Migration und 
Freihandel ins Zentrum der Mo- 
bilisierungen zu stellen. Die "Eu- 
romärsche gegen Erwerbslosig- 


keit, ungeschützte Beschäftigung 
und Ausgrenzung" schlagen die 
Organisation von Sternmärschen 
aus verschiedenen europäischen 
Ländern nach Rostock vor. Damit 
soll aufgezeigt werden, dass die 
Prekarisierung der Arbeits- und 
Lebensbedingungen direkte Folge 
der neoliberalen Politik ist, die die 
Länder der G8-Gruppe verkörpern. 
Als Symbol für die weltweiten Ge- 
fangenenlager, in denen Migran- 
tInnen festgehalten werden, wird 
bei Heiligendamm ein Protestla- 
ger aufgebaut. Mit Blockade-Ak- 
tionen wird gegen die Abhaltung 
des Treffens der 8 mächtigsten 
Regierungschefs protestiert. 


An der Jahresversammlung vom 
2. September 2006 hat attac 
schweiz beschlossen, sich aktiv an 
den Mobilisierungen gegen G8 zu 
beteiligen, insbesondere durch die 
Unterstützung der Euromärsche 
gegen ungeschützte Beschäfti- 
gung und die Bildung von Lo- 
kalkomitees zur Organisation der 
Sternmärsche. Gestützt auf eine 
Analyse der Politik und der Macht 
der G8-Länder wird attac schweiz 
an der Bildung von breiten Bünd- 
nissen gegen G8 teilnehmen. 


Wer sich an der Organisation 
der Proteste gegen G8 beteiligen 
möchte, ist in der Arbeitsgruppe 
willkommen, die kürzlich ent- 
standen ist. Kontakt und Info: flo- 
rence.proton@attac.org 





>>> Bericht 


aus der femi 


von attac schweiz >>> 


Die feministische Kommission 
von attac schweiz arbeitet an ei- 
ner Publikation zu feministischen 
Themen im Zusammenhang mit 
Globalisierungskritik. Sie ist für 
weitere Interessierte offen und 
trifft sich etwa alle zwei Mona- 
te an einem Samstag. Es arbeiten 


etwa 10 Frauen und 1 Mann re- 
gelmässig mit. Eingehend wurden 
bisher die Themen Frauen und 
Laizität sowie die Situation von 
Migrantinnen in der Schweiz the- 
matisiert. Als nächstes wird das 
Thema Gewalt an Frauen aufge- 
griffen. An der nächsten Sitzung 


nistischen Kommission 


wird eine Fachfrau, die am Auf- 
bau von Frauenhäusern beteiligt 
war und immer noch in diesem 
Rahmen arbeitet (aktiv in der 
feministischen Kommission von 
attac), eine Einführung in das 
Thema gestalten. Diese nächste 
Sitzung findet statt am Samstag, 


13. Januar 2007 um 14 Uhr in 
Biel. Anmeldung erwünscht un- 
ter feministe-ch@attac.org. Die 
Einführung findet auf Französisch 
statt; je nach Anmeldungen wer- 
den wir eine Übersetzung organi- 
sieren. 


>>> Eine andere Steuerpoliti 


attac setzt sich ein 
gegen die Unterneh- 
menssteuerreform II 


Steuerpolitik war schon immer 
ein wichtiges Thema für attac. 
Die Einführung einer internati- 
onalen Steuer auf Finanztrans- 
aktionen ist eine wichtige For- 
derung unserer Bewegung und 
spielte bei der Entstehung von 
attac eine zentrale Rolle. 


Nach dem Desaster der Finanz- 
krisen in verschiedenen Regionen 
der Welt Ende der 1990er Jahre 
sollte die Tobin-Steuer die Frei- 
heit des globalisierten Kapitals 
einschränken und zur Finanzie- 
rung der Entwicklung der Länder 
des Südens beitragen. Seither sind 
die Themen von attac breiter ge- 
worden, jedoch bleibt Steuerpoli- 
tik ein wichtiger Bestandteil un- 
serer Kritik an den herrschenden 
Verhältnissen. Bei der Verteilung 
der Steuerlast geht es grund- 
legend um Ungleichheit in der 
Gesellschaft und um die Mittel, 
die wir uns geben, um gegen Un- 
gleichheiten anzukämpfen. Und 
Bildung, Gesundheit, öffentlicher 
Verkehr oder soziale Sicherheit 


werden durch öffentliche Mittel 
finanziert. 

Umfang und Zusammensetzung 
der öffentlichen Ausgaben wer- 
den nicht durch den Markt ge- 
steuert, sondern sind das Ergeb- 
nis der Auseinandersetzungen 
zwischen sozialen Gruppen und 
Klassen. In der Schweiz wie auch 
auf internationaler Ebene setzen 
sich die wirtschaftlichen Leader 
zwei Ziele: Einerseits eine dras- 
tische Senkung der Steuersätze 
und damit die Einschränkung der 
öffentlichen Mittel; anderseits 
geht es um eine Verschiebung der 
Steuerlast, um Kapitaleigner und 
hohe Vermögen zu entlasten und 
dafür das Arbeitseinkommen hö- 
her zu besteuern. 


Im Rahmen der weltweiten 
Konkurrenz spielt die Schweiz 
ebenfalls eine zentrale Rolle als 
Steuerparadies für liberalisierte 
Finanzströme. Das Besteuerungs- 
niveau ist vergleichsweise nied- 
rig. Zusammen mit dem Bank- 
geheimnis und der sozialen und 
politischen Stabilität der Schweiz 
waren die Bedingungen für den 
Aufstieg der Schweizer Finanz- 
platzes gegeben, der heute eine 


der wichtigste Säulen der welt- 
weiten Finanz geworden ist. Die 
internationale Finanzoligarchie 
verfügt heute über ein sehr effi- 
zientes Druckmittel gegen eine 
solidarische Steuerpolitik: Schon 
nur die Anspielung auf eine mög- 
liche Steuererhöhung genügt, da- 
mit Kapitalien in das nächst gele- 
gene Steuerparadies verschoben 
werden. Verliererlnnen des "Steu- 
erwettbewerbs" sind jene, deren 
Bewegungsfreiheit - im Gegen- 
satz zur freien Bewegung des Ka- 
pitals - eingeschränkt ist, nämlich 
die Lohnabhängigen. Während die 
Kapitalbesteuerung laufend ab- 
nimmt, steigt der Steuerdruck auf 
die Lohnabhängigen. Gleichzeitig 
werden soziale Einrichtungen und 
Leistungen generell abgebaut und 
gekürzt. Verliererlnnen sind auch 
die Entwicklungsländer, die auf 
Grund der massiven Steuerflucht 
auf lebenswichtige Steuereinnah- 
men verzichten müssen. 


Alternativen jenseits der Logik des 
Profits bedingen, dass der pro- 
duzierte Reichtum gesellschaft- 
lich - statt privat - angeeignet 
wird. Aus diesen Gründen hat die 
Jahresversammlung von attac 


k ist möglich! >>> 


schweiz beschlossen, eine grosse 
Steuerkampagne zu lancieren: 


© attac schweiz wird aktives Mit- 
glied des "Tax Justice Network 
Schweiz", dem Schweizer Ableger 
des internationalen Netzwerkes 
für Steuergerechtigkeit. 


e Die Unternehmenssteuerreform 
II (welche zurzeit im Parlament 
diskutiert wird) bringt die Zielset- 
zungen neoliberaler Politik beson- 
ders deutlich auf den Punkt, indem 
sie Grossaktionäre und Grossin- 
vestoren steuerlich entlasten will 
und ein Loch von rund 1 Milliarde 
Franken in die Staatskassen reisst, 
und bietet die Möglichkeit, mit 
einer Referendumskampagne das 
Thema der Steuern in eine brei- 
te Öffentlichkeit zu tragen. attac 
schweiz beteiligt sich aktiv an der 
Bildung eines Referendumskomi- 
tees. Eine aktive Beteiligung an 
der Referendumskampagne hängt 
insbesondere von der Breite eines 
solchen Komitees ab, von dessen 
inhaltlicher Nähe an den Zielset- 
zungen unserer Kampagne, sowie 
davon, welche Kräfte innerhalb 
von attac dafür freigesetzt wer- 
den können. 





>>> Kassenkampf 


- Argumente gegen die leere Staatska 


ee 


KASSENKAMPF 





Neuerscheinung in der Reihe at- 
tac-Texte beim Rotpunktverlag 


Erstaunlich, dass sogar Schwei- 
zerlnnen glauben, ihre Staats- 
kasse sei leer! Tatsächlich ist 
der Verweis auf die "leeren Kas- 
sen" zynisch. 


Armer Staat im Steuerparadies 


Vor dem Hintergrund des interna- 
tionalen Steuerwettbewerbs und 
der massiven finanziellen Nöte 
von Regierungen und Kommunen 
genoss die Sparpolitik lange Zeit 
in vielen Ländern eine relativ weit 
reichende Öffentliche Akzeptanz. 


3 


Allerdings muss es doch überra- 
schen, dass sich in der Schweiz 
als einem der reichsten Länder 
der Erde die Meinung durchset- 
zen konnte, man müsse "sparen", 
da die Staatskassen leer seien. 
Denn der Verweis auf die »leeren 
Kassen« ist zynisch, verschweigt 
er doch, dass die Steuersen- 
kungspolitik zugunsten der Kapi- 
tal- und Vermögenseinkommen 
zuvor systematisch grosse Löcher 
in diese Kassen gerissen hat und 
weiterhin reisst. In diesem drit- 
ten Band der Reihe Attac-Texte 
werden die Mechanismen des 
internationalen und kantonalen 
Steuerwettbewerbs, die Rolle des 


sse >>> 


Steuerparadieses Schweiz und 
des Bankgeheimnisses in der in- 
ternationalen Arbeitsteilung der 
Finanzmärkte untersucht sowie 
deren Auswirkung für die Finan- 
zierung des Sozialstaates und der 
öffentlichen Dienste. Ebenso wer- 
den die Grundzüge einer gerech- 
ten Steuerordnung präsentiert. 


Herausgegeben von attac schweiz. 
AutorInnen: Bruno Gurtner, Jean- 
Claude Huot, Olivier Longchamp, 
Mascha Madörin, Andreas Miss- 
bach, Gian Trepp, Peter Streckei- 
sen u.a. Vorwort von Jean Ziegler. 


>>> Wie mit leeren Kassen Politik gemacht wird: Sp 


Seit längerem werden «leere 
Kassen» in Politik und Wirt- 
schaft als strategisches Argu- 
ment eingesetzt. Die Ausgaben 
seien zu hoch. Wer fragt nach 
den Einnahmen? Die Logik der 
leeren Kassen in Basel (und an- 
derswo). 


Die Logik der leeren Kassen ist ein 
politisches Instrument. Es dient 
dem Kampf gegen sozialpolitische 
Errungenschaften und unterstützt 
die Forderung eines «schlanken 
Staats». Ausserdem sollen damit 
immer weitere Bereiche der Ge- 
sellschaft unternehmerischem 


gegangene Problem nicht aus der 
Welt zu schaffen vermag, sondern 
auf Permanenz stellt und stellen 
soll. Dies ist die Logik der leeren 
Kassen. Wichtig ist, dass diese 
Massnahmen in einem systema- 
tischen Zusammenhang stehen 
und weniger der Sanierung der 
leeren Kassen und dem Abbau 
der Staatsschuld dienen, sondern 
in ihrem Zusammenspiel eine ge- 
radezu gegenteilige Wirkung ha- 
ben. Wie sieht das angesprochene 
Zusammenspiel aus und welche 
Ideen und Begründungen verbin- 
den sich damit? 





Effizienzdenken unterworfen 
werden. Wer auf öffentliche 
Dienstleistungen angewiesen ist 
oder wer im Bildungswesen, der 
Sozialhilfe oder in einer ähnlichen 
öffentlichen Einrichtung arbeitet, 
hat mit den Folgen von leeren 
Kassen in Form von weniger fi- 
nanziellen Mitteln zu kämpfen. 
Diejenigen, die auf solche Dienst- 
leistungen angewiesen sind, 
sehen sich mit dem Abbau und 
der Verteuerung dieser Angebote 
konfrontiert, und die Angestell- 
ten im öffentlichen Dienst erle- 
ben regelmässig Lohnsenkungen 
(z.B. durch Nichtgewährung des 
Teuerungsausgleichs) bei stei- 
genden Leistungsanforderungen. 
Die Tatsache der leeren Kassen ist 
im Diskurs von Politik, Wirtschaft 
und Medien ein Sachzwang, der 
nur eine einzige Reaktion zulässt: 
sparen, Effizienz steigern, Schul- 
den abbauen und Steuern sen- 
ken. Diese Ansatzpunkte werden 
als Lösung für das Problem der 
leeren Kassen präsentiert. Es ist 
jedoch eine Lösung, die das an- 


Sparwut und Leis- 
tungsabbau 


Das Sparen setzt dort an, wo 
scheinbar die Wurzel des Problems 
liegt: bei den «viel zu hohen» 
Staatsausgaben, die die Schulden 
in die Höhe treiben. Unter vielen 
politischen und wirtschaftlichen 
Akteuren besteht Einigkeit darü- 
ber, dass der Sozialstaat zu stark 
ausgebaut ist. Dieser Sozialstaat 
wird deshalb für die «hohen Aus- 
gaben» und die Anspruchshaltung 
der BürgerInnen verantwortlich 
gemacht. Der wohl wichtigste 
Baustein dieser Logik besteht also 
darin, dass man sich auf die Aus- 
gaben und Kosten konzentriert: 
Ist wenig in der Kasse, muss man 
weniger ausgeben. Typischerwei- 
se wird in diesem Kontext der 
Familienvater zur Illustration her- 
beizitiert: Was macht ein Famili- 
envater, wenn er knapp bei Kas- 
se ist? Er gibt sicher nicht mehr 
aus, als er hat, sondern spart und 
schnallt den Gürtel enger! Dass 
dieser Vergleich zwischen Famili- 


envater und «Vater Staat» etwas 
hinkt, wird deutlich, wenn man 
die Möglichkeiten betrachtet, mit 
denen der jeweilige «Vater» seine 
Kasse zu füllen vermag. Damit ist 
man bei einem Aspekt, der von 
den Rettern der Staatsfinanzen, 
den fürsorglichen Eltern des «Va- 
ter Staat», möglichst verschwie- 
gen wird: die Einnahmen. Dass 
nicht nur Ausgaben leere Kassen 
verursachen können, sondern 
auch sinkende Einnahmen, wird 
kaum thematisiert. 


Steuer- und Wirt- 
schaftsstandort 


Dabei sind die leeren Kassen nicht 
ohne die verschiedenen Steuer- 
senkungen - die seit Jahren poli- 
tisch herbeigeführten Einnahme- 
verzichte des Staates - zu denken. 
Nicht die Menge der Bedürfnisse, 
Ansprüche und Wünsche im 
Vergleich zu den beschränkten 


Mitteln ist grundsätzlich das 
Problem, sondern die schwin- 
denden Einnahmen begrenzen 


in erster Linie den Handlungs- 
spielraum. In der neoliberalen 
Logik der leeren Kassen werden 
die Steuersenkungen jedoch als 
weiterer Sachzwang präsentiert. 
Steuerliche Entlastungen sollen 
die Wirtschaft ankurbeln und zu 
mehr Beschäftigung führen - an- 
sonsten drohten Abwanderungen 
von Unternehmen ins Ausland. 
Deutschland, wo diese Politik ge- 
rade auch unter der rot-grünen 
Regierung Schröder sehr konse- 
quent verfolgt wurde, zählt trotz 
gewichtiger Entlastungen so viel 
Arbeitslose wie kaum je zuvor. 
Das Rennen um den Titel für den 
günstigsten Steuer- und Wirt- 
schaftsstandort geht jedoch auf 
zwischenstaatlicher und inter- 
kantonaler Ebene munter weiter 
und wird von regelmässig erstell- 
ten Rankings noch verschärft. Des 
Weiteren sorgt man sich auch 
sehr stark um das Wohl der Ver- 
mögenden. Mit dem Argument, 
nicht auch noch dieses Steuer- 
substrat zu verlieren, senkt man 
die Steuern für Vermögende (vgl. 
die degressiven Steuersysteme in 


Schaffhausen, Obwalden und wei- 
teren Kantonen). Die wichtigsten 
zwei Bausteine dieser Logik sind 
nun eingesammelt. Wenn man sie 
jetzt in ihrem Zusammenhang be- 
trachtet, ergibt sich das eingangs 
erwähnte Bild: Wenn Einnahmen 
ausfallen und die Finanzpolitik 
sich den Abbau der Schulden auf 
die Fahnen geschrieben hat, dann 
bleibt nur noch das Kürzen der 
Ausgaben. Damit werden keine 
Schulden abgebaut, und mit der 
nächsten Steuersenkung kommt 
gleich auch die nächste Forde- 
rung nach Leistungsabbau. 


Generationengerech- 
tigkeit 


Ein weiterer Glaubenssatz, den 
man immer wieder zu hören be- 
kommt, lautet: Wir leben auf 
Kosten der kommenden Genera- 
tionen. Denn die Schulden, die 
heute angehäuft werden, müssen 
dann die nachfolgenden Genera- 
tionen zahlen. Das beschriebene 
Sparen geschieht also im Namen 
der Generationengerechtigkeit. 
Wer ist schon dagegen? Aber 
wieder wird Wichtiges verschwie- 
gen: Den geerbten Schulden ste- 
hen die geerbten Forderungen der 
Gläubiger gegenüber. Dem, der 
mit Schulden zu kämpfen hat und 
Zinsen zahlt, steht auch jemand 
gegenüber, der das Geld geliehen 
hat und die Zinszahlungen als Ge- 
winn einstreicht. 


Wie schon beschrieben, werden 
die Schulden mit den genannten 
Massnahmen nichtabgebaut, aber 
die Steuern für die Vermögenden 
gesenkt. Die Last der Schuldzin- 
sen, die weiterhin aus Steuerein- 
nahmen gezahlt werden müssen, 
tragen in dieser Konstellation nun 
immer mehr die mittleren und un- 
teren Einkommen, die gleichzeitig 
mit dem «generationengerech- 
ten» Abbau der sozialstaatlichen 
Leistungen konfrontiert sind. Was 
für den grössten Teil der kom- 
menden Generationen bleibt, sind 
Schuldzinsforderungen und un- 
zureichende öffentliche Dienst- 
leistungen in einem zusammen- 


ar- und Steuerpoliti 


gestrichenen Sozialstaat. Dieser 
doppelten Benachteiligung steht 
der doppelte Profit der Kapital- 
und Vermögenseinkommen der 
Vermögenden und der Unterneh- 
men gegenüber. Während diese 
steuerlich entlastet werden, kön- 
nen sie den Staat, der durch diese 
Steuersenkungen auf Einnahmen 
verzichtet, über Kredite finanzie- 
ren und dafür Zinsen kassieren. 
Die solidarische Umverteilung, 
die über das progressive Steuer- 
system von oben nach unten ver- 
laufen soll, entwickelt sich immer 
mehr zu einer Umverteilung von 
unten nach oben. 


Blick auf Basel 


Auch Basel verfolgt finanzpoli- 
tisch die Logik der leeren Kassen. 
Akteure aus der Politik, verschie- 
dene Interessengemeinschaften 
und die Medien - allen voran die 
Basler Zeitung - haben es sich 
zur Aufgabe gemacht, diese Logik 
möglichst in die Tat umzusetzen. 
Die alternierende Folge von Steu- 
ersenkungen und Sparpaketen 
ist mustergültig. 1980 und 1989 
wurden Revisionen des Steuerge- 
setzes angenommen, die Steuer- 


ausfälle zur Folge hatten. Danach 
wurden in den Jahren 1992-1995 
drei Sparpakete umgesetzt und 
der Satz «Der Finanzhaushalt ist 
mittelfristig im Gleichgewicht zu 
halten. Schulden sind abzutra- 
gen.» unter 84 in Basels Finanz- 
haushaltgesetz geschrieben. In 
aller Kürze zeichnet sich damit 
schon die Logik der leeren Kassen 
ab: Einnahmeverzicht, Konzent- 
ration auf vermeintlichen Schul- 
denabbau und damit Leistungs- 
abbau durch Sparpakete. 


Um ohne Legitimationsverlust 
weitere Sparrunden durchzufüh- 
ren, darf der finanzielle Druck auf 
die öffentlichen Finanzen nicht 
abreissen; dazu sind die Schul- 
den ganz nützlich. Den Satz aus 
dem Finanzhaushaltgesetz kom- 
mentiert Urs Müller (Chef der 
Finanzverwaltung des Kantons 
und Professor für Nationalökono- 
mie in Basel) in der BaZ vom 1. 4. 
2000 mit den Worten dass «[bJei 
einem ausgeglichenen Finanz- 
haushalt (Einnahmen = Ausga- 
ben) zwar keine Schulden abge- 
tragen werden [können] (insofern 
sind diese beiden Sätze aus dem 
Gesetz etwas widersprüchlich), 
doch sinken sie mittelfristig we- 


kin Basel >>> 


nigstens relativ, z.B. im Verhältnis 
zum nominellen Volkseinkommen. 
Zudem können Steuerermässi- 
gungen die Abwanderung von be- 
tragsmässig guten Steuerzahlern 
in andere Kantone bremsen, so 
dass moderate Steuersenkungen 
mittelfristig durchaus sinnvoll 
sein können.» Damit ist die Abfol- 
ge der Ereignisse schon ganz gut 
zusammengefasst. 


Auch der Finanzplan kann Druck 
auf die Kassen machen. So wird 
z.B. im Budget für 1997 ein De- 
fizit von 393 Millionen prophe- 
zeit, worauf sogleich das nächste 
Sparpaket für die folgenden zwei 
Jahre mit Namen «Haushalt 2000» 
geschnürt wird. Gespart wird 
schwerpunktmässig in den Be- 
reichen Schulen, Gesundheit und 
Soziales. Als das Paket 1998 vors 
Volk kommt, gibt die Regierung 
lieber erst nach der Abstimmung 
bekannt, dass die Rechnung fürs 
Jahr 1997 um 200 Millionen bes- 
ser ausgefallen ist, als budgetiert. 


Was kommt nach einem Spar- 
paket? Natürlich eine Steuer- 
senkung. Diesmal auf den Weg 
gebracht durch Initiativen vom 
Basler Hausbesitzer-Verein (Erb- 


schaftssteuer für direkte Nach- 
kommen) und der «Liga Basler 
Steuerzahler» (Steuersenkungen 
für natürliche Personen) im Jahr 
1999 und mitgetragen von FDP 
und LDP. Ein weiteres Sparpaket 
lässt nicht lange auf sich warten 
und vor dessen Veröffentlichung 
im Juni 2003 macht die BaZ Stim- 
mung mit einer 13-teiligen Serie 
«(Un)bezahlbares Basel». Selbst- 
redend wird das neue Sparpaket 
von FDP und LDP als zu beschei- 
den kritisiert. 


Für alle, die es noch nicht ver- 
standen haben, fasst es die BaZ 
im 13ten Beitrag mit dem Titel 
«Basels Mühe mit dem Sparen» 
(10.9.2003) nochmals zum Mit- 
schreiben zusammen: «Die Serie 
über das (Un)bezahlbare Basel 
und die Diskussion über die Zu- 
kunft des Staatshaushalts fallen 
zeitlich zusammen. Klar ist: Spa- 
ren ohne rigorose Einschnitte ist 
nicht möglich. [...] Das ist wichtig 
zu wissen, weil man bis anhin das 
Gefühl hat, Sparen könne man 
nur dort, wo es nicht weh tut. Das 
muss sich ändern.» 


Jan Miluska 





Gegen die 5. IV-Revision wurde 
von kleinen Behindertengrup- 
pen das Referendum ergriffen, 
während die grossen Behinder- 
tenverbände es nicht für nötig 
befinden, gegen diesen massi- 
ven Angriff auf die Lebenssi- 
tuation von Behinderten an- 
zukämpfen. Auch der Schwei- 
zerische Gewerkschaftsbund 
bleibt passiv. 


Die 5. IV-Revision enthält eine 
Vielzahl von Massnahmen zur 
Drangsalierung von Behinderten 
und verschlechtert ihre materi- 
elle Lage massiv. Das Ziel ist eine 





drastische Reduktion von Neu- 
renten. Das Recht auf eine Rente 
für Menschen, die wegen einer 
Behinderung nicht (voll) arbei- 
ten können, ist grundsätzlich in 
Frage gestellt. 

Eingliederung vor Rente, heisst 
das Prinzip - in Tat und Wahrheit 
geht es um eine Massnahme zur 
Disziplinierung und Kontrolle. 
Bleibt eine Person längere Zeit 
wegen Krankheit vom Arbeits- 
platz fern, so greift das "Früh- 
erkennungssystem": Eingliede- 
rungsmassnahmen mit dem Ziel, 
dass keine Invalidität und somit 
kein Rentenanspruch eintritt. 


>>> Referendum gegen die 5. Revision der 
Invalidenversicherung >>> 


Wenn sich die betreffende Per- 
son nicht genügend kooperativ 
(fügsam) zeigt, sind - wie bei der 
Arbeitslosenversicherung - Sank- 
tionen vorgesehen. Hingegen 
gilt für die Arbeitgeber weiterhin 
keine Verpflichtung, Menschen 
mit einer Behinderung anzu- 
stellen - im Gegensatz zu einer 
Reihe von europäischen Ländern, 
in denen ab einer bestimmten 
Betriebsgrösse Arbeitsplätze für 
Behinderte zur Verfügung ge- 
stellt werden müssen. 

Arbeit macht krank - Betriebs- 
schliessungen, Entlassungen und 
extensive Arbeitshetze belasten 


immer mehr Menschen. Daher 
hat die Entwicklung der IV auch 
etwas zu tun mit der wirtschaft- 
lichen und sozialen Situation. 
Das Recht auf eine Rente ist ein 
Grundrecht, das uns alle angeht 
- nicht nur die aktuell unmittel- 
bar Betroffenen. 


Weitergehende Informationen 
und Referendumsbögen finden 
sich auf: www.ivg-referendum. 
ch 


Unterschreibt das Referendum! 








>>> Welche Stossrichtung für das Referendum 
gegen die Unternehmenssteuerreform Il? >>> 


Das Referendum gegen die 
Unternehmenssteuerreform Il 
steht an, entsprechende Diskus- 
sionen sind im Gang. Auf wel- 
cher Grundlage sollte sich attac 
am Referendum beteiligen? Ein 
Vorschlag im Zusammenhang 
mit der Diskussion im Komitee 
von attac basel. 


Eine andere Wirt- 
schafts- und Arbeits- 
welt ist möglich! 


Die anstehende Unternehmens- 
steuerreform soll den Beitrag von 
Unternehmen - vor allem von 
Grossaktionären - zur Finanzie- 
rung der staatlichen Aufgaben 
weiter senken. Damit wird die 
Finanzierung des Staates wieder 
ein wenig mehr den lohnabhängig 
Beschäftigten aufgebürdet. Zu- 
gleich wird durch den Wegfall von 
geschätzt einer Milliarde Franken 
jährlich der staatliche Haushalt 
unter weiteren Spar- und Schul- 
dendruck gesetzt. Die Fortsetzung 
des Stückes ist in allen hochkapi- 
talistischen Staaten allbekannt: 
Mit Verweis auf einen klammen 
Haushalt werden im nächsten 
Schritt die Sozialausgaben ge- 
kürzt; um wieder mehr Geld in die 
Staatskasse zu bekommen, wer- 
den Konsumsteuern - vor allem 
die Mehrwertsteuer - erhöht, was 
wiederum Unternehmer ermun- 
tert, eine weitere Senkung ihres 
staatlichen Finanzierungsbeitrags 
zu fordern usw. 


Auf diese Weise kündigt das Ka- 
pital - verstanden im Sinne von 
Marx: als enorme Mengen kon- 
zentrierten Geldes sowie als Be- 
sitz der Produktionsmittel Boden, 
Fabriken, Maschinen - seit einiger 
Zeit Stück für Stück den im 20. 
Jahrhundert in den europäischen 
Staaten in harten sozialen Kämp- 
fen errungenen Kompromiss zwi- 
schen Kapital und Arbeit - Arbeit 
meint die Gesamtheit lohnabhän- 
giger Beschäftigung. Finanziell 
sind zwei Errungenschaften dieser 
Kämpfe bedeutsam. Zum einen 
erreichten die abhängig Beschäf- 
tigten nach und nach bis dahin 


historisch unbekannte Lohner- 
höhungen auf breiter Basis und 
damit merkliche Verbesserungen 
der allgemeinen Kaufkraft (aller- 
dings ist diese Errungenschaft bei 
weitem keine generelle: sie gilt 
hierzulande wie anderswo auch in 
erster Linie für Männer mit Nati- 
onalpass, weit weniger für Frauen 
und Ausländerinnen). Die zweite 
finanzielle Errungenschaft des al- 
ten Klassenkampfes war, dass sich 
das Kapital in nennenswertem 
Umfang über Sozialabgaben und 
Steuern an einem Sozialtrans- 
fer von oben nach unten sowie 
an der Finanzierung allgemeiner 
öffentlicher Dienste beteiligte. 
Dieser Steuerbeitrag soll mit der 
Unternehmenssteuerreform ein 
weiteres und sicher nicht das 
letzte Mal reduziert werden. 


Der Klassenkompromiss wurde in 
der Schweiz und verschiedenen 
anderen Staaten als "Sozialpart- 
nerschaft" institutionalisiert: Ar- 
beitgeber und Gewerkschaften 
vereinbarten einen geregelten 
Umgang miteinander, pazifizier- 
te  Auseinandersetzungsformen 
wurden festgeschrieben, Gesamt- 
arbeitsverträge abgeschlossen. 
Statt militanter Klassenkämpfe, 
geprägt durch wilde Streiks, Aus- 
sperrungen, grosse Demonstratio- 
nen, gewalttätige Polizeieinsätze, 
traten ritualisierte Verhandlungen 
zwischen Arbeitgebervertretern 
und Gewerkschaftsfunktionären. 
Vor einigen Jahrzehnten gab es 
auch für lohnabhängig Beschäf- 
tigte viele gute Gründe, den mili- 
tanten Klassenkampf zu beenden 
- nicht zuletzt: das Bedürfnis 
nach Pazifizierung des eigenen 
Lebens durch ein vertraglich ge- 
sichertes und ausreichend ent- 
lohntes Arbeitsverhältnis. Doch 
auch in der Schweiz werden seit 
einiger Zeit die Lebensverhältnis- 
se für mehr und mehr Menschen 
unsicher durch häufige Stellen- 
wechsel, ungeregelte Beschäfti- 
gungsverhältnisse, Entlassungen. 
Der öffentliche Dienst baut eben- 
falls Stellen ab und verteuert sein 
Angebot. 


Und die sozialpartnerschaftlich 
orientierte Linke? Gewerkschafts- 
führer und sozialdemokratische 
Parlamentsabgeordnete gehen 
verbalradikal in Verhandlungen 
und kommen mit weitgehenden 
Zugeständnissen an Unternehmer 
und Bürgerliche wieder heraus. 
So auch bei diesem Referendum: 
Die SP tritt wortmächtig als An- 
wältin der Lohnabhängigen gegen 
das Kapital auf. Nun, in welchem 
der Kantone, in dem sie in der Re- 
gierung sitzt, kämpft sie wirklich 
mit den eroberten Machtmitteln 
für die Nichtbesitzenden, für die 
allgemeine Lebensqualität in den 
Städten und Gemeinden? Wo und 
wie legt sie sich z.B. in Basel mit 
den Chemiegiganten an, zwanzig 
Jahre nach der Umweltkatastro- 
phe Schweizerhalle von Sandoz 
(heute Novartis)? 


Es ist wichtig, dass das Referen- 
dum gegen die Unternehmens- 
steuerreform erfolgreich ist, 
nachdem schon das sogenannte 
Steuerpaket der Regierung an der 
Abstimmung von Mai 2004 ge- 
scheitert ist. Darüber hinaus ist 
es aber entscheidend, nicht bloss 
hier und da auf einen weiteren 
Vorstoss des Kapitals zu reagie- 
ren. Es geht vielmehr darum, dem 
globalisierten Druck auf die Lohn- 
abhängigen und der totalen Aus- 
grenzung von immer mehr Men- 
schen aus den Arbeitsmärkten 
ein anderes globales politisches 
Projekt entgegenzusetzen: eine 


demokratische Ausgestaltung der 
Wirtschafts- und Arbeitswelt ist 
möglich! Warum entscheiden über 
Produktionsziele, Produktmengen 
und Produktionsweisen eigentlich 
einzig Aktionäre und Manager? 
Die heizen mit ihren aberwitzigen 
Wachstums- und Renditezielen 
nicht nur die Aktienspekulation 
mit ihren unwägbaren ökono- 
mischen und sozialen Begleiter- 
scheinungen an, sondern auch die 
Klimaerwärmung! Die Frage nach 
weltweiter Demokratisierung der 
Wirtschafts- und Arbeitswelt ist 
mittlerweile eine Überlebensfrage 
der Menschheit geworden! 


Eine andere Wirtschafts- und 
Arbeitswelt ist möglich, aber sie 
ist sicher nicht auf dem Weg der 
institutionalisierten "Sozialpart- 
nerschaft" zu erreichen. Die nützt 
seit einiger Zeit in erster Linie den 
Unternehmen, die ihre aggressiven 
Strategien mit einem scheinde- 
mokratischen Mäntelchen behän- 
gen. Wir rufen alle lohnabhängig 
Beschäftigen und alle aus den 
Arbeitsmärkten Ausgegrenzten 
dazu auf, diesen faul gewordenen 
Kompromiss aufzukündigen und 
stattdessen andere, substantiel- 
lere Formen der Auseinanderset- 
zung zu wählen! Aus nichts lassen 
sich so starke Waffen schmieden 
wie aus der Solidarität und den 
demokratischen Leidenschaften 
der Nichtbesitzenden! 


Frank Winter 





>>> Die Bekämpfung 


der globalen Steuervermeidungsindustrie >>> 


Länder müssen in der Lage sein, 
ihre BürgerInnen und die im 
Land tätigen Unternehmen zu 
besteuern und diese Einnahmen 
zur Finanzierung von Infrastruk- 
tur und öffentlichen Dienstleis- 
tungen sowie zur Umverteilung 
zu nutzen. International muss 
eine Einigung über allgemei- 
ne Regeln getroffen werden, 
die es den Ländern ermöglicht, 
Steuervermeidung und Steu- 
erhinterziehung zu reduzieren. 
Der weltweiten Steuervermei- 
dungsindustrie muss endlich das 
Handwerk gelegt werden. 


Der technologische Fortschritt 
und die Liberalisierung der Ka- 
pitalmärkte seit den Achtziger- 
jahren ermöglichen es reichen 
Individuen und transnationalen 
Konzernen, ihr Geld über den 
ganzen Globus ungehindert zu 
verschieben. Dabei wird das Geld 
bevorzugt in Steueroasen an- 
gelegt, wo wenig bis gar keine 
Steuern anfallen. Die nationalen 
Steuerbehörden hingegen haben 
das Nachsehen. Schätzungswei- 
se 255 Milliarden US-Dollar an 
zusätzlichen Steuereinnahmen 
würden den Ländern zukommen, 
wenn die Besitzer ihr Einkommen 
im Wohnsitzland oder im Land, 
wo sie ihr Vermögen erwirtschaf- 
ten, versteuern würden. Dieses 
Geld fehlt den Staaten um damit 
öffentliche Dienstleistungen zu 
finanzieren. Steuervermeidung 
durch transnationale Konzerne 


oder die Einnahmen, die durch 
den internationalen Steuerwett- 
bewerb verloren gehen, sind bei 
der genannten Summe noch nicht 
einberechnet. Eine Vergleichs- 
zahl: im Bericht des UN-Milleni- 
umsprojektes heisst es, dass eine 
Verdreifachung der weltweiten 
Entwicklungshilfe auf jährlich 
195 Milliarden US-Dollar reichen 
würde, um die Anzahl der Armen 
weltweit bis zum Jahre 2015 zu 
halbieren und damit Millionen 
vermeidbarer Todesfälle in armen 
Ländern zu verhindern. 


Vor allem auch für die Entwick- 
lungsländer sind die Auswirkun- 
gen der Existenz von Steueroasen 
und der globalen Steuerhinterzie- 
hung dramatisch. So legen reiche 
Individuen des Südens einen we- 
sentlich höheren Teil ihres Ver- 
mögens in Steueroasen an als in 
Nordamerika oder Europa üblich. 
Transnationale Konzerne können 
ihre Steuern über fiktive Toch- 
tergesellschaften in Steueroasen 
so platzieren, dass sie einen be- 
deutenden Vorteil gegenüber der 
heimischen Konkurrenz haben. 
Die in Steueroasen tätigen glo- 
balen Finanzinstitute leisten der 
Geldwäsche Vorschub, so etwa 
von Einkünften aus Korruption, 
Betrug, Waffen- und Drogen- 
handel. Durch den internationa- 
len Standortwettbewerb sind die 
Entwicklungsländer wie auch die 
Länder des Nordens immer mehr 
gezwungen ihre Steuern zu sen- 


ken, um Investitionskapital ins 
Land zu locken. So entsteht ein 
"race to the bottom", d.h. dass 
die Steuern durch diesen Me- 
chanismus gegen Null getrieben 
werden. Es besteht die Tendenz 
die Unternehmenssteuern im- 
mer weiter zu senken und dafür 
vermehrt den Verbrauch und das 
Arbeitseinkommen zu besteuern. 
Dies geht immer auf Kosten der 
unteren Bevölkerungsschichten, 
da diese einen grösseren Teil ihres 
verfügbaren Einkommens für den 
Verbrauch ausgeben müssen. 


Steuer-Ungerechtigkeit hat ver- 
schiedene Ursachen. Es gibt 
Steuersysteme, die nicht alle 
Einkommensarten umfassen oder 
solche, die degressiv sind, d.h. 
dass bei steigendem Einkommen 
prozentual weniger abgegeben 
werden muss. Ein weiterer Grund 
ist das Ausnutzen der Existenz 
von Steueroasen. Steueroasen 
erheben meist geringe oder gar 
keine Unternehmenssteuern, er- 
möglichen die Existenz von Brief- 
kastenfirmen, haben ein striktes 
Bankgeheimnis und leisten keine 
Rechtshilfe.. Die Unternehmen 
sind in der Steueroase selber sel- 
ten geschäftlich tätig. Meist ist 
ihnen das sogar gesetzlich ver- 
boten. Oft werden Treuhänder vor 
Ort eingesetzt, die für eine kleine 
Gebühr als Vorstand des Unter- 
nehmens gegen Aussen auftreten, 
mit seiner Geschäftstätigkeit je- 
doch nichts zu tun haben. Noch 


intransparenter wird die Situation 
dadurch, dass viele Unternehmen 
in Steueroasen im Besitz von Stif- 
tungen sind, die selbst wieder in 
Steueroasen eingetragen sind. Die 
Treuhänderlnnen solcher Stiftun- 
gen, die meist nur die Funktion 
von Strohmännern oder -frauen 
übernehmen, sitzen in der Regel 
in einer dritten Steueroase. Diese 
Konstruktion dient dazu die Steu- 
erbehörden hinters Licht zu füh- 
ren. Wegen solcher Verhältnisse 
bleibt Steuervermeidung gröss- 
tenteils unentdeckt und Kapital- 
flucht wird vereinfacht. 


Zur Entstehung von Steuer-Unge- 
rechtigkeit hat die Schweiz einen 
wichtigen Beitrag geleistet. In den 
1930er Jahren bot sie für interna- 
tional mobile Personen, die wirt- 
schaftlich in der Schweiz nicht 
aktiv sind, die Niederlassung an. 
Nur die jährliche Zahlung eines fi- 
xen Steuerbetrages war nötig um 
in den Genuss dieses Privilegs zu 
kommen. Dieses Konzept der Pau- 
schalbesteuerung hat bis heute 
weltweit Nachahmer gefunden. 
Ein weiterer Beitrag der Schweiz 
zur Steuer-Ungerechtigkeit ist das 
Bankgeheimnis. Die Idee war zur 
Zeit der französischen Revolution 
entwickelt worden (zugunsten der 
französischen Aristokratie) und 
wurde in den 1930er Jahren ge- 
setzlich verankert. Entscheiden- 
der für den Finanzplatz Schweiz 
ist allerdings die Unterscheidung 
zwischen Steuerhinterziehung 

>>> 





Sand im Getriebe, die internati- 
onale Newsletter von attac auf 
Deutsch, dokumentiert immer 
wieder Debatten und Kampag- 
nen, die für die globalisierungs- 
kritische Bewegung von Bedeu- 
tung sind. Durch umfangreiche 
Dossiers und kontroverse Dar- 
stellungen stellt Sand im Getrie- 
be auch eine Art "Gedächtnis" 
von attac dar, durch das die Ent- 
wicklung von attac über mehrere 
Jahre hinweg verfolgt werden 





>>> Neue Nummer von Sand 


kann. Alle Nummern stehen zum 
Download zur Verfügung unter 
www.schweiz.attac.org (gleich 
auf der Startseite) oder können 
auf Papier bei attac schweiz be- 
stellt werden. 


Die neuste Nummer von 
Sand im Getriebe: 
Ausgabe Nr. 55: 
e Risse im Imperium 
- Umgruppierung im Westen: 
Walden Bello über die US 


Wahlen 
- Thomas Fritz, „Wehrhafter 
Westen" 
® Europa: 
- T. Pflüger, M.Hantke, Milita- 
risierung der EU 
- Stephan Lindner und attac 
Österreich, Stellungnahmen 
zur EU-Dienstleistungsricht- 
linie 
e Naher Osten: 
- Uri Avnery, Ich bin wütend 
auf Deutschland! 


im Getriebe >>> 


- Samir Amin, Die USA und 
ihre Verbündeten bekämpfen 
- Norman Paech, Gaza 
- Hamas: Eine Pause für den 
Frieden 
e Migration / Armut: 
- A. Pelizarri, Der Lohn der 
Armut: Die „working poor" 
- Attac Marokko, EU-Maß- 
nahmen gegen Migranten 
© G8: Vorbereitungskonferenz in 
Rostock. 








>>> 


und Steuerbetrug. Bei Steuerhin- 
terziehung wird keine Rechtshilfe 
an ausländische Finanzbehörden 
geleistet. Die Schweiz ist also ein 
sicherer Platz um das Geld vor 
dem Fiskus zu verstecken. 


Steuervermeidung ist ein ren- 
tables Geschäft. Die vier grossen, 
weltweit tätigen Wirtschafts- 
prüfungs- und Steuerberatungs- 
firmen PricewaterhouseCoopers 
(PwC), Deloitte Touche Tohmat- 
su, KPMG und Ernst & Young 
haben stark zur Förderung und 
Entwicklung von Steueroasen 
beigetragen. Diese Unternehmen 
sind global tätig, da sie in der 
Lage sein müssen, die Bücher der 
transnationalen Konzerne, welche 
ihre Kunden sind, nach den Vor- 
schriften verschiedener Industri- 
eländer zu prüfen. PwC, Ernst & 
Young und KPMG wurden 2003 
vom Ständigen Unterausschuss 
für Ermittlungen des US-Senates 
für ihre Förderung des Verkaufs 
von "Steuerprodukten" schwer 


kritisiert. Der Ausschuss stellte 
fest, dass einige dieser Produk- 
te mit grosser Sicherheit illegal 
waren. Er stellte weiter fest, dass 
durch die von den vier Firmen ver- 
kauften Produkte dem US-Fiskus 
wahrscheinlich bis zu 85 Milliar- 
den US-Dollar an Steuereinnah- 
men entgingen. Juristen besetzen 
häufig Schlüsselpositionen bei der 
Schaffung von Ungerechtigkeiten 
im Steuerbereich. Sie sind zum 
Beispiel in Ministerien tätig, wo 
sie Gesetze formulieren, die dem 
Land eine gute Position im in- 
ternationalen Steuerwettbewerb 
einbringen oder dabei helfen, die 
Vermögen von Einzelpersonen 
und Firmen anzuziehen. Die Juris- 
ten der Konzerne und die grossen 
internationalen Anwaltskanzlei- 
en sind überdies ständig darum 
bemüht, unter Ausnutzung aller 
gerade noch legalen Möglich- 
keiten die Steuerzahlungen der 
Unternehmen zu reduzieren. Eine 
grosse Rolle in der Steuerver- 
meidungsindustrie spielen auch 


die Banken, auf deren Anwesen- 
heit die Steueroasen angewiesen 
sind. Denn Leute legen ihr Geld 
bei Banken an, deren Namen sie 
kennen und denen sie vertrauen. 
Ohne diese Banken könnten die 
Steueroasen nicht existieren. 


Sowohl auf nationaler als auch 
auf internationaler Ebene kann 
viel gegen Steuer-Ungerechtig- 
keit getan werden. Notwendig ist 
allein der politische Wille dazu. 
Die Unternehmen sollten ihre 
Steuern in den Ländern zahlen, in 
denen sie tätig sind. Durch nichts 
könnten sie besser darstellen, dass 
sie ihre viel zitierte gesellschaftli- 
che Verantwortung (corporate so- 
cial responsibility) ernst nehmen. 
Ebenso müssen sie die Zahlen ih- 
rer Buchhaltung offen legen, denn 
ein transparentes und verantwor- 
tungsbewusstes Unternehmen 
sollte dazu stehen, wo und wie 
es tätig ist. Der zwischenstaatli- 
che Informationsaustausch wäre 
ein gewaltiger Schritt nach vorn 


bei der Bekämpfung der Steuer- 
vermeidung und Steuerhinterzie- 
hung. Dringend notwendig ist die 
Einrichtung einer Weltsteuerbe- 
hörde, die auf die Auswirkungen 
von einzelstaatlicher Steuerpoli- 
tik auf die Handels- und Investi- 
tionsströme achtet und nationale 
Steuersysteme vor schädlichen 
Praktiken schützt. Die UNO wäre 
wohl am besten geeignet um die- 
se Funktion zu übernehmen. 


Ausführlichere Informationen zum 
Thema können der Dokumentati- 
on "tax us if you can - Wie sich 
Multis und Reiche der Besteue- 
rung entziehen und was dagegen 
unternommen werden kann" des 
Tax Justice Network entnommen 
werden. Sie ist bei der Erklärung 
von Bern bestellbar (www.evb.ch 
oder Tel. 044 277 70 00) oder in 
digitaler Form erhältlich unter 
http://www.taxjustice.net/cms/ 
front_content.php?idcat=30. 


>>> Trotz 2 Mal JA: Die Erfahrung der breiten 
Mobilisierung bleibt wichtig >>> 


Zur Abstimmung über Auslän- 
der- und Asylgesetz 


Die Enttäuschung nach der Ab- 
stimmung von Ende September 
über Ausländer- und Asylgesetz 
(AuG und AsylG) war gross. Ob- 
wohl kaum jemand dachte, dass 
die beiden Gesetze abgelehnt 
würden, hofften doch viele auf 
eine weniger deutliche Zustim- 
mung. 


Die harten Abstimmungsresultate 
erinnern uns daran, dass wir in 
einer Welt leben, die von Macht 
und Gewalt geprägt ist. Globali- 
sierung und Deregulierung wer- 
den in allen Bereichen vorange- 
trieben. Prekarisierung ist dabei 
ein notwendiges Instrument zur 
Beherrschung der Menschen, und 
Ausländer- und Asylgesetz sind 


Teil dieser Politik der Mächtigen. 
Mit der massiven Verschärfung 
dieser beiden Gesetze verletzt die 
Schweiz bekanntlich die Men- 
schenrechte und die Lage von 
Migrantinnen in der Schweiz wird 
weiter verschlechtert. Die Bos- 
se freuts, denn damit verfügen 
sie über Arbeitskräfte, die ihnen 
mehr und mehr ausgeliefert sind. 
So werden alle Lohnabhängi- 
gen einem erhöhten Druck auf 
Arbeitsbedingungen und Löhne 
ausgesetzt. 


Wir haben einen Kampf verloren, 
und es ist nicht die erste Nieder- 
lage. Jedoch bleibt die Mobilisie- 
rung für 2 Mal NEIN eine wichti- 
ge Erfahrung, auf der aufgebaut 
werden kann. Zum ersten Mal ha- 
ben sich wieder breite Kreise ge- 
gen rassistische Gesetzesvorlagen 
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mobilisiert, während sich bei ver- 
gangenen Auseinandersetzungen 
im Bereich Migration kein breiter 
Protest bemerkbar machte. 


Migration bleibt ein wichtiges 
Thema für attac. An der Jahres- 
versammlung von attac wurden 
zwei grössere Kampagnen be- 
schlossen, bei denen die Rechte 
der MigrantInnen im Vordergrund 
stehen. 


e Gegen das G8-Treffen im Juni 
2007 in Rostock (Deutschland) 
wird in vielen europäischen Län- 
dern mit Sternmärschen mobili- 
siert. Themen der Mobilisierung 
sind Prekarisierung und Migra- 
tion. attac schweiz wird sich an 
diesen Protesten beteiligen. 


e Im Januar 2007 findet wie jedes 
Jahr das Weltwirtschaftsforum 
WEF in Davos statt. Der Wider- 
stand gegen das Jahrestreffen 
der Mächtigen in den Schweizer 
Alpen formiert sich. attac schweiz 
organisiert wiederum die Gegen- 
veranstaltung "Das Andere Da- 
vos" und schafft mit dieser inter- 
nationalen Gegenkonferenz einen 
thematischen Bogen zur Mobili- 
sierung gegen den G8-Gipfel. 


Der aktuelle Zustand der Welt 
zeigt überdeutlich, dass es so 
nicht weiter gehen kann. Trotz 
Niederlagen: Widerstand macht 
Sinn. Gemeinsam können wir 
Ansätze für eine mögliche - und 
dringend nötige! - andere Welt 
aufzeigen. 


>>> Sommerakademie attac schweiz >>> 


Eine Aussensicht von 
Marianne Wildberger, 
attac Deutschland 


Marianne Wildberger von attac 
Deutschland hat Anfang Sep- 
tember an der Sommerakademie 
von attac schweiz teilgenom- 
men. Wir drucken hier ihren 
(allzu?) freundlichen Bericht ab 
und freuen uns über das Inter- 
esse von attac Deutschland an 
der Diskussionen in der Schweiz 
(Red). 


Am Wochenende vom 1.-3. Sep- 
tember habe ich zwei Tage in 
Biel/Bienne auf der Sommeraka- 
demie von attac schweiz unter 
dem Titel "GENERATION PREKÄR 
- Enden die Menschenrechte dort, 
wo die Unternehmensfreiheit be- 
ginnt?" verbracht. Hier ein kurzer 
Bericht: 


Im Durchschnitt waren immer 
etwa um die 50 Leute anwesend 
(hochgerechnet auf die Bevöl- 
kerungszahl ist das mehr als in 
Deutschland). Es herrschte eine 
entspannte und ruhige Stimmung, 
das Verhältnis Frauen/Männer 
war ausgewogen (2.T. sogar mehr 
Frauen!) und die tragenden Ak- 
tivistinnen sind jünger als in 
Deutschland. Der besondere Reiz 
war die durchgängige Zweispra- 
chigkeit. Attac Schweiz ist ein 
Verein und hat 4000 Mitglieder 
(auch hier sind das im Verhältnis 
viermal soviele wie in Deutsch- 
land!) in 11 Sektionen (5 franzö- 
sisch-, 3 deutsch-, 1 ital. und 2 
zweisprachig), die sehr autonom 
sind. 

Das kollektive SEKRETARIAT be- 
steht aus fünf Frauen und vier 
Männern (inkl. eine 60% Stelle, 
die sich zwei Frauen aufteilen), 
ist offen und hat weitgehend aus- 
führenden Charakter im Auftrag 
der NATIONALEN KOORDINATION. 
Diese besteht aus dem Kollektiv 
des Sekretariates und je einem 
Mitglied aus den Sektionen (ca. 
20 Pers.) und trifft sich offen mo- 
natlich reihum bei den Gruppen! 
Angles d'attac, das Informations- 


bulletin in französischer Sprache, 
das seit eineinhalb Jahren die 
Mitglieder über die politische 
Aktualität und die Aktivitäten 
der Lokalgruppen informiert, er- 
scheint ab diesem Sommer in der 
deutschen Version ATTACTUELL, 
um den Zusammenhalt der Grup- 
pen zu verstärken! 


Zusammenfassung aus dem Tätig- 
keitsbericht: Im letzten Jahr hat 
sich attac ch v.a. mit den Streiks 
und Protestaktionen von "La Boil- 
lat" (swissmetall) in Reconvilier 
befasst, sowie mit der WTO durch 
Aktionen in Genf und Bern zur 
Ministerkonferenz in Hongkong, 
und sich an internationalen Tref- 
fen aktiv beteiligt. Übrigens haben 
sich weitere drei grössere Städte 
zu gatsfreien Zonen erklärt: Basel, 
Zürich und Biel. Daneben nutzt 
attac ch die Instrumente der di- 
rekten Demokratie und hat an 
zahlreichen Unterschriftensamm- 
lungen von Initiativen und Refe- 
renden teilgenommen. Am Wich- 
tigsten war das Engagement zum 
Referendum gegen das Asyl- und 
Ausländergesetz, das am 24.9.06 
zur Abstimmung gekommen ist. 
Ausserdem unterstützt attac die 
Initiativen 'Für eine soziale Ein- 
heitskrankenkasse', des Mouve- 
ment populaire des familles und 
die Initiative der Gruppe Schweiz 
ohne Armee (gsoa) gegen den 
Waffenexport! 


An der Jahresversammlung wur- 
den folgende Motionen (Anträge), 
fast alle einstimmig, beschlossen: 


1. Motion über die globalisie- 
rungskritischen Mobilisierungen 
2006/2007 


a) Als Gegenpol zum WEF wieder 
"das Andere Davos" zu organisie- 
ren. 


b) In Kontinuität zum Anderen 
Davos, sich an den Mobilisierun- 
gen gegen den G8-Gipfel zu be- 
teiligen, insbesondere durch die 
Unterstützung der Europäischen 
Märsche gegen ungeschützte 
Beschäftigung mit der Gründung 
von Komitees in der Schweiz. 


c) Generell im Rahmen der glo- 
balisierungskritischen Mobilisie- 
rungen zu den Zusammenhängen 
zwischen Freihandel, Migration 
und Veränderung der Arbeitswelt 
zu arbeiten. 


d) Die Arbeit zu den multinatio- 
nalen Konzernen weiter zu ver- 
tiefen, insbesondere im Rahmen 
der Kommission multinationale 
Konzerne und durch aktive Zu- 
sammenarbeit und Unterstützung 
von MultiWatch. 


2. Motion Mitgliederbeiträge Bei 
attac Schweiz soll eine einheit- 
liche Mitgliederkartei eingeführt 
werden und auch die Mitglie- 
derbeiträge sollen neu (!) zentral 
einbezogen werden. 80% (!!) der 
Beiträge und Spenden gehen zu- 
rück an die Sektionen! Angesichts 
der Zurückhaltung soll diese Re- 
gelung freiwillig sein und einige 
Lokalgruppen können weiterhin 
Mitgliedsbeiträge selber einsam- 
meln und 20% an attac schweiz 
überweisen. 


3. Motion zur Steuerkampagne 
2006/2007 Die Kommission (AG) 
"Service public" schlägt der Jah- 
resversammlung vor, folgenden 
zwei Aktionsvorschlägen zuzu- 
stimmen: 


a) attac schweiz wird aktives 
Mitglied des "Tax Justice Network 
Schweiz", dem Ableger des inter- 
nationalen Netzwerkes für Steu- 
ergerechtigkeit. In der Schweiz 
wird das Netzwerk zuzeit von der 
‘Erklärung von Bern’ und "Alliance 
Sud' koordiniert, eine aktivere 
Rolle von attac schweiz, insbe- 
sondere zu innenpolitisch rele- 
vanten Themen, ist erwünscht. 
Der internationale Konvent GATS- 
freier Zonen, welcher vom 27.-29. 
Oktober in Genf stattfindet, bietet 
den Rahmen, das Netzwerk einer 
interessierten Öffentlichkeit be- 
kannt zu machen. 


b) Die Unternehmenssteuerreform 
Il bringt die Zielsetzungen neoli- 
beraler Politik besonders deutlich 
auf den Punkt, indem sie Gross- 
aktionäre und Grossinvestoren 


steuerlich entlasten will und ein 
Loch von rund 1 Milliarde Franken 
in die Staatskasse reisst, und bie- 
tet die Möglichkeit, mit einer Re- 
ferendumskampagne das Thema 
Steuergerechtigkeit in eine breite 
Öffentlichkeit zu tragen. Attac 
Schweiz beteiligt sich aktiv an 
der Bildung eines Referendums- 
komitees. 


An zwei Sessionen mit interes- 
santen Gästen habe ich teilge- 
nommen: "Erwerbslosigkeit und 
Sozialpolitik: Friss oder stirb!" mit 
Referaten von Alessandro Peliz- 
zari (attac ch, Uni Fribourg) und 
Chantal Magnin (Soziologin, Uni 
Bern), und "Repressiver Staat: 
Sicherheit für wen?" mit Heiner 
Busch (Solidarite sans frontieres) 
und Jean-Michel Dolivo (Rechts- 
anwalt Lausanne). 


Beim "atelier feministe" (work- 
shop) ging es um Religionen und 
Sexismus, bei dem 16 Frauen und 
4 Männer engagiert zu diesem 
Problem diskutierten! 


(Persönliche Anmerkung: Es fiel 
mir auf, wie selbstverständlich 
das Geschlechterverhältnis hier 
stimmt und wie schade ich es 
finde, dass wir uns beim Thema 
gender mainstreaming nur mit 
uns selber beschäftigen müssen 
und gar keine Zeit und keinen 
Freiraum für inhaltliche Fragen zu 
diesem Thema haben!) Die Som- 
merakademie war sehr schlicht, 
mit wenig Kulturellem und ich 
fand es schade, dass sie das Po- 
tential nicht nutzten für eine ge- 
meinsame Aktion gegen aussen, 
wie wir das jeweils machen! Mei- 
ne Anregung wurde aber dankend 
aufgenommen. Fazit: klein aber 
fein! 





>>> Der Kampf gegen den totalen Krieg von Israel g 


Eine Priorität für at- 
tac im Widerstand 
gegen die neue Welt- 
ordnung der USA 


Dieser Artikel zeigt auf, wie die 
Konflikte im Nahen Osten mit 
den attac-Themen zusammen- 
hängen und warum die Beteili- 
gung von attac am Widerstand 
gegen den Krieg wichtig ist. Die 
Autorin ist Soziologin, Spezia- 
listin für den Mittleren Osten/ 
Mittelmeerraum beim CNRS 
(Centre National de la recher- 
che scientifique, Frankreich), 
aktiv bei attac Frankreich in der 
Groupe Mediterrannee. Sie hat 
an der Sommerakademie von 
attac schweiz Anfang Septem- 
ber 2006 einen Workshop zum 
Thema geleitet. Der Text wur- 
de während des jüngsten Krie- 
ges von Israel gegen Libanon 
im Sommer 2006 geschrieben 
(Red). 


Ungeachtet der ursprünglichen 
Vorwände ist der Krieg der totalen 
Zerstörung, den Israel im Libanon 
und im Gazastreifen seit einigen 
Wochen führt, nichts anderes als 
der Ausdruck seiner Weigerung, 
die internationalen Resolutionen, 
das Recht der PalästinenserInnen 
auf einen Staat sowie die Souve- 
ränität des Libanon anzuerken- 
nen. 

Aber Israel erscheint auch immer 
klarer als der bewaffnete Arm der 
US-amerikanischen Strategie der 
Neuordnung des Mittleren Ostens, 
einer Strategie der Unterwerfung 
dieser Region unter die wirt- 
schaftliche und militärische Vor- 
herrschaft der USA zur Sicherung 
von Rohstoffen und Märkten, und 
unter den militärisch-industriel- 
len Komplex, dessen direkte Ver- 
treterin die Bush-Administration 
darstellt. 

Die unerschütterliche amerika- 
nische Unterstützung zeigte sich 
in der kontinuierlichen Lieferung 
von immer zerstörerischeren und 
präziseren Waffensystemen mit- 
ten im Konflikt. Damit tritt die 
strategische Allianz zwischen der 
grössten imperialistischen Macht 


der Welt und dem Staat Israel 
zutage, und der Zusammenhang 
zwischen dem Irakkrieg und dem 
neuen Krieg in Gaza und im Liba- 
non wird deutlich. 


Widerstandsterroris- 
mus und Staatsterro- 


rismus 


Der israelische Zerstörungswahn 
im Libanon hat ein solches Aus- 
mass angenommen, dass es im- 
mer schwieriger wird, den Angriff 
als legitime Reaktion der Selbst- 
verteidigung gegen die Hisbol- 
lahmilizen zu rechtfertigen. Die- 
se werden als Terrororganisation 
dargestellt, die Judenhass und 
die Zerstörung von Israel propa- 
giert. So beschreibt der Filmema- 
cher Amos Gitai in der Zeitung Le 
Monde vom 9. August 2006 die 
Hisbollah als "eine gewalttätige, 
religiöse Organisation, die sich 
auf eine vollkommen irrationa- 
le Ideologie stützt" und die sich 
niemals durch "Mässigung und 
Diplomatie befrieden lässt". Ein 
solch rassistischer Diskurs wei- 
gert sich, die Wurzeln der Ge- 
walt zu ergründen (oder verbietet 
solche Überlegungen gar), und 
erscheint selbst als vollkommen 
irrational. Nun: Der Autor "ver- 
gisst", dass die Entführung der 
beiden israelischen Soldaten und 
die Raketenangriffe auf den Nor- 
den Israels eine Antwort auf die 
israelische Zerstörungskampagne 
im Gazastreifen waren, die eini- 
ge Wochen zuvor lanciert wurde. 


Die Entführung der israelischen 
Soldaten wurde denn auch von 
einigen als "ersten Akt der militä- 
rischen Solidarität der arabischen 
Welt mit den PalästinenserInnen" 
wahrgenommen [Tanya Reinhart, 
Politis 27. Juli 2006]. 

Gleiches gilt in Bezug auf den 
Vorwand für den Gaza-Krieg: 
Eine militärische Aktion einer be- 
waffneten Hamas-Gruppe wurde 
als Grund vorgeschoben, um den 
wahren Hintergrund der Aggres- 
sion zu verbergen. Der Angriff 
auf Gaza wurde nur ein Tag nach 
Abschluss eines geschichtsträch- 
tigen Abkommens zwischen der 
Hamas und der Palästinensischen 
Befreiungsorganisation (PLO, 
Dachorganisation der palästinen- 
sischen Befreiungsbewegungen, 
zu der auch die Hamas gehören 
möchte) lanciert. Das innerpa- 
lästinensische Abkommen hatte 
zum Ziel, den politischen Kampf 
und die Schaffung eines palästi- 
nensischen Staates im Westjord- 
anland und in Gaza zur Priorität 
zu machen. 

Nachdem die PalästinenserInnen 
im Januar 2006 demokratisch 
eine neue Regierung gewählt 
hatten, weigerte sich die so ge- 
nannte demokratische und zi- 
vilisierte westliche Welt, deren 
Legitimität anzuerkennen. Dies 
mit der Begründung, dass die Pa- 
lästinenserlnnen mehrheitlich für 
die Hamas gestimmt haben. Die 
Wahl ist jedoch eine Abfuhr an 
die korrupte Regierung und Aus- 
druck der Verbitterung angesichts 
eines vermeintlichen Friedenspro- 
zesses, der Beschleunigung der 
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Kolonisierung und Verschärfung 
der alltäglichen Zermürbungstak- 
tik bedeutet. In einer beispiellos 
schwierigen politischen Situation 
und trotz des skandalösen Embar- 
g0s des Westens für ausländische 
Hilfe hatte die palästinensische 
Führung dennoch begonnen, eine 
gemeinsame Haltung zu definie- 
ren. Die Hamas hatte eingewil- 
ligt, die Prioritäten auf den poli- 
tischen Kampf und die Forderung 
nach einem Staat in den Grenzen 
von 1967 zu legen. Damit war 
eine implizite Annerkennung von 
Israel erfolgt. Gleichzeitig hat Is- 
rael trotz der medienwirksamen 
Räumung Gazas weiterhin darauf 
bestanden, dieses Gebiet zu kon- 
trollieren, militärische Interventi- 
onen durchzuführen und gezielte 
politische Morde an Terroristen 
zu verüben, die man zu anderen 
Zeiten und in anderem Zusam- 
menhang als Widerstandskämp- 
fer bezeichnet hätte. 

In Wirklichkeit beweist dieser neue 
zerstörerische Krieg im Gazastrei- 
fen, dass Israel nicht verhandeln 
will. Damit soll das Übereinkom- 
men zwischen Hamas und PLO 
ausgeschaltet werden, durch das 
Verhandlungen über einen israeli- 
schen Rückzug aus den besetzten 
Gebieten und die Schaffung eines 
palästinensischen Staates auf die 
Tagesordnung gekommen wären. 
Die Fortsetzung der Kolonisierung 
und der Bau der Mauer sind Hin- 
dernisse für den Frieden. Das isra- 
elische Kolonialprojekt muss ver- 
urteilt werden, aber es gilt auch, 
die Hintergründe im Rahmen der 
Schaffung eines neuen Mittleren 
Ostens durch den US-amerikani- 
schen Bündnispartner Israels zu 
verstehen. 

Bekanntlich besetzt Israel im Li- 
banon weiterhin ein kleines Ge- 
biet, die Schebaa-Farmen: Ein 
Zustand, der - wie behauptet wird 
- der Hisbollah als Vorwand für 
ihre Überfälle dient. Wenn dem 
so ist, warum liefert Israel diesen 
Vorwand weiterhin, statt sich aus 
diesen Gebieten zurückzuziehen? 
Und was ist mit den Dutzenden 
von libanesischen Gefangenen, 
die in israelischen Kerkern da- 
hinvegetieren, was ist mit der 


egen Palästina 


unaufhörlichen Verletzung des 
libanesischen Luftraums durch 
Israel, was ist mit der Zerstörung 
von Kraftwerken im vergangenen 
Jahr? Auch wird die Annektierung 
der syrischen Golanhöhen verges- 
sen, die niemals von der interna- 
tionalen Gemeinschaft anerkannt 
wurde. 

Auch hier ist wieder einmal sehr 
bezeichnend: Nach der Ermor- 
dung von Premierminister Hariri 
und der darauf folgenden Mas- 
senbewegung, die den Abzug der 
syrischen Armee erzwang - auf 
dem Hintergrund realer Differen- 
zen zwischen der "Bewegung des 
14. März" und den schiitischen 
Parteien, die man als pro-syrisch 
oder als Handlanger Syriens und 
Irans bezeichnet, obwohl sie 40% 
der libanesischen WählerInnen 
darstellen -, wurde eine parla- 
mentarische Kommission des 
nationalen Dialoges einberufen 
mit dem Auftrag, die Positionen 
einander anzunähern, insbeson- 
dere zur Frage der Übernahme 
des Südens durch die libanesische 
Armee. 

Wie können Widerstandsaktio- 
nen bewaffneter Gruppen, deren 
Zeitplan oder Methoden sicher- 
lich kritisiert werden können (vor 
allem wenn die Zivilbevölkerung 
betroffen ist - aber hier geht es 
bekanntlich um die Entführung 
zweier Armeeangehörigen) auf 
dieselbe Stufe gestellt werden 
wie gross angelegte Kriegsaktio- 
nen durch einen hochgerüsteten 
Staat? 


Vom zionistischen 
Projekt zur kolonia- 
lListischen, imperialis- 


tischen Unternehmung 


Wie konnte aus dem zionistischen 
Projekt, das einem Märtyrervolk 
die Erlösung bringen sollte, ein 
Kolonialprojekt werden, ein In- 
strument der imperialistischen 
Unterwerfung? Diese Frage stellt 
sich (auch ohne umfassenden 
geschichtlichen Abriss), denn das 
Projekt der Befreiung rechtfertigt 
heute - explizit oder implizit - die 


und Libanon >>> 


massive Unterstützung Israels im 
Westen. 

Sicher kann das zionistische Pro- 
jekt historisch und moralisch 
nicht nur auf seine koloniale Di- 
mension reduziert werden. Aber 
für die Bevölkerungsgruppen im 
Nahen Osten war die Schaffung 
eines israelischen Staates das 
komplexe und widersprüchliche 
Ergebnis des schlechten Gewis- 
sens eines Europas, das die Jü- 
dInnen nicht vor den Gräueltaten 
der Nazis zu schützen vermochte. 
Später, vor dem Hintergrund des 
kalten Krieges und der Befrei- 
ungskämpfe, wurde Israel sehr 
schnell zum Vorposten westlicher 
Interessen im Nahen Osten. 1967 
hat Israel die letzten Gebiete des 
ehemaligen Mandatsgebiets Pa- 
lästina besetzt, die es sich noch 
nicht angeeignet hatte: Den Teil 
Jerusalems, der nach 1948 ara- 
bisch geblieben war, das Westjor- 
danland, Gaza aber auch die Go- 
lanhöhen und den Sinai. Die UNO 
verabschiedete daraufhin die Re- 
solution 242, die den Rückzug aus 
den besetzten Gebieten verlangt. 
Nach dem Krieg von 1973 und 
dem Camp-David-Abkommen, 
das 1978 mit Sadat unterzeichnet 
wurde, gab Israel den Sinai zwar 
an Ägypten zurück, weigerte sich 
jedoch, die zahlreichen UNO-Re- 
solutionen umzusetzen, welche 
die Besetzung und Besiedelung 
der anderen Gebiete verurteilen. 
Die Schaffung von Siedlungen 
wurde sogar noch forciert. 

Die 1993 kurz nach dem ersten 
Golfkrieg und der amerikanischen 
Operation Wüstensturm im Irak 
- der Antwort auf die Besetzung 
Kuwaits - geschlossenen Verträge 
von Oslo stehen in Zusammen- 
hang mit dem Ende des Kalten 
Krieges und dem Untergang des 
Kommunismus. Sie sahen die 
Schaffung eines palästinensi- 
schen Staates in den Grenzen von 
1967 innerhalb von 5 Jahren vor. 
Es sollten Verhandlungen über die 
Bedingungen eines schrittweisen 
Rückzugs und insbesondere über 
Jerusalem und die Flüchtlings- 
frage aufgenommen werden. Im 
folgenden Jahr wurde mit Jorda- 
nien ein Friedensabkommen ge- 
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schlossen. Die israelische Führung 
(der erste Unterzeichner Itzak 
Rabin inbegriffen, damals noch 
Premierminister bis zu seiner Er- 
mordung 1995) hat jedoch weder 
Buchstabe noch Geist der Verträ- 
ge respektiert. Israel hat die Ver- 
träge von Beginn an missachtet 
und die Besiedelung des West- 
jordanlandes und des Gazastrei- 
fens vorangetrieben. Gleichzeitig 
nutzte Israel die Verträge, um mit 
zahlreichen arabischen Ländern 
(wenn auch nicht politische, so 
doch zumindest) wirtschaftliche 
Beziehungen aufzunehmen. Ab 
1995 nahm der Wirtschaftsaus- 
tausch zwischen Israel und den 
Ländern der Region stark zu, teil- 
weise über Jordanien. Zunächst 
ab 1998 in Jordanien, später 
auch in Ägypten, wurden "Son- 
derwirtschaftszonen" geschaf- 
fen, eine Art Freihandelszonen 
zur ausschliesslichen Nutzung 
durch Unternehmen mit israe- 
lischer Kapitalbeteiligung, mit 
freiem Zugang zum US-amerika- 
nischen Markt. So wurde aus den 
Oslo-Verträgen ein regelrechtes 
Freihandelsabkommen, ein In- 
strument der Unterwerfung unter 
das neoliberale Modell und unter 
die Finanzmärkte [siehe hierzu 
die Analyse von Marwan Bishara 
in seinem kleinen Buch "Palesti- 
ne/Isra&l: La paix ou l'apartheid 
(La Decouverte); Palestine/lsrael: 
Peace or Apartheid (Zed Press)]. 
Die Fortsetzung der israelischen 
Siedlungspolitik wurde damit 
keineswegs verhindert. Klar ist, 
dass nicht die PalästinenserInnen, 
sondern Israel die Chance für den 
Frieden durch die Osloer Verträge 
verspielt hat. Darüber hinaus ist 


die Frage nach der tatsächlichen 
Bedeutung und den verdeckten 
Absichten dieser Verträge berech- 
tigt. 

Es ist auch nicht unerheblich, 
dass kurz darauf die WTO ge- 
gründet wurde (1995) und die 
Europa-Mittelmeer-Partnerschaft 
ins Leben gerufen wurde. Zudem 
fanden - als noch bedeutsame- 
re Entwicklung - mehrere Wirt- 
schaftsgipfel unter Beteiligung 
Israels, der Vereinigten Staaten 
und der arabischen Länder statt 
mit dem Ziel, eine neue "Friedens- 
ökonomie im Mittleren Osten" zu 
etablieren (Gipfel von Casablanca 
1994, Amman 1995, Kairo 1996, 
Doha 1997). 

Schließlich sollte man die Bedeu- 
tung der Waffenindustrie in Israel 
und deren enge Zusammenarbeit 
mit den USA nicht vergessen. Als 
in den Jahren 1990 bis 2000 die 
Militärhaushalte der arabischen 
Länder halbiert wurden, blieben 
die israelischen Militärausgabe 
unverändert bei 10% des BIP und 
damit deutlich höher als jene sei- 
ner Nachbarn. 

In diesem Zusammenhang leidet 
auch die israelische Gesellschaft 
an den Folgen der Liberalisie- 
rungspolitik in Kombination mit 
der Kriegslogik. So erklärt sich 
der unerwartete Wahlerfolg der 
Arbeitspartei unter Führung eines 
nicht sehr charismatischen Ge- 
werkschafters, Amir Peretz. Das 
Paradoxe an diesem Krieg ist, dass 
er von einer zivilen Regierung un- 
ter Beteiligung einer Arbeiterpar- 
tei geführt wurde, welche in ih- 
rem gesamten Wahlkampf auf ein 
soziales Programm setzte - und 
dennoch einen der aggressivs- 


>>> 


ten Kriege Israels mit angeführt 
hat. Zum ersten Mal wurde eine 
Volksguerilla bekämpft (bekannt- 
lich richteten sich vergangenen 
Kriege Israels gegen nationalis- 
tische Staaten.) Um diese Ab- 
surdität zu verstehen, muss man 
Israel endlich den Heiligenschein 
absprechen und erkennen, dass es 
sich heute um einen Kolonialstaat 
mit allen "Begleiterscheinungen" 
handelt: Verachtung der unter- 
drückten Bevölkerung, Blindheit 
gegenüber dem vorhandenen 
Widerstandspotential. Die Kolo- 
nisierung der palästinensischen 
Gebiete war keine rein ideolo- 
gische oder missionarische Un- 
ternehmung. Sie stützt sich auf 
starke wirtschaftliche Interessen 
und geht einher mit dem Aufstieg 
einer Spekulationswirtschaft im 
Interesse der Immobilienbranche, 
zugunsten der Klasse der kleinen 
Siedler, die auf Staatshilfe bauen 
[siehe auch den Artikel von Gadi 
Algazi in der Monde diplomatique 
vom August 2006]. 


Palästina, Libanon, 
die arabischen Län- 
Widerstands- 
kämpfe, Kampf für 


der: 


die Demokratie und 
Kämpfe gegen den Im- 


perialismus 


Es ist bemerkenswert, dass unter 
dem Vorwand der Bekämpfung 
des Terrorismus und der Vertei- 
digung der Demokratie ausge- 
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rechnet die einzigen arabischen 
Länder mit demokratisch gewähl- 
ter Regierung heute Ziel des isra- 
elischen Zerstörungswahns sind. 
In Wirklichkeit gefährdet der so- 
wohl von Israel als auch von den 
Vereinigten Staaten praktizierte 
Staatsterrorismus die Sicherheit 
der Welt, indem er die Aktionen 
terroristischer Gruppen wie z.B. 
Al-OQaida fördert, die ausser Kon- 
trolle geraten sind. 

Im Gegensatz zur eingeschränkten 
Sichtweise, die oft durch die Mas- 
senmedien verbreitet wird, sind 
die arabischen Länder des Nahen 
Ostens heute von einer immer 
tiefer werdenden sozialen Kluft 
gezeichnet. Die meisten Regimes 
durchleben derzeit eine ernste 
Legitimationskrise, es entwickeln 
sich zahlreiche Oppositionsbewe- 
gungen. Die meisten unter ihnen 
sind religiös motiviert, einige 
davon entwickeln jedoch auch 
globalisierungskritische Analysen 
[um nur einige zu nennen: ATTAC 
Libanon, Marokko und Tunesien; 
AGEG Antiglobalisation Egyptian 
Group; AGAS AntiGlobalisation 
Activists Syria usw.]. 

Diese Regimes setzen in aller Här- 
te die liberale Politik um, die von 
den internationalen Finanzinstitu- 
ten diktiert wird: Strukturanpas- 
sungsprogramme, Liberalisierung 
und Privatisierung des Dienst- 
leistungssektors (insbesondere 
des öffentlichen Dienstes). Die 
politische Öffnung ist hingegen 
sehr begrenzt und der Ausnahme- 
zustand seit Jahrzehnten in Kraft 
(insbesondere in Syrien und Ägyp- 
ten). Diese Regimes haben es mit 
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oppositionellen Volksbewegungen 
zu tun, die immer stärker werden, 
insbesondere in Ägypten. Gleich- 
zeitig wurden Linksparteien durch 
jahrzehntlange Repressalien, aber 
auch durch den Untergang des 
Kommunismus, vollkommen mar- 
ginalisiert. Der einzige politische 
Ausdruck des Unmuts der Bevöl- 
kerung besteht heute in den isla- 
mischen Parteien. 

Im Libanon wie in Palästina ist die 
politische Landschaft komplex. 
Es scheint, dass die Bevölkerung 
nur noch die Wahl hat zwischen 
laizistischen, aber korrupten 
Kräften, die weitgehend den ne- 
oliberalen Theorien folgen (dies 
gilt für die Anhänger von Hari- 
ri, aber auch für die Fatah), und 
den islamischen Parteien (Hamas 
oder Hisbollah), welche die Fackel 
des antiimperialistischen Kamp- 
fes und der Befreiung ergriffen 
haben. Diese Parteien geben den 
Ärmsten und den Opfern der wirt- 
schaftlichen Öffnung zwar eine 
Stimme, haben jedoch oft kein 
anderes politisches Programm als 
unmittelbare Überlebenshilfe und 
konservative islamische Moral. 
Die laizistischen demokratischen 
und antiimperialistischen Kräf- 
te stecken in einer unmöglichen 
Situation, denn sie müssen an 
drei Fronten kämpfen: gegen die 
korrupten Regimes, gegen den 
Imperialismus und den Neolibe- 
ralismus und gegen reaktionäre 
und aufklärungsfeindliche Kräf- 
te. Die internationale Solidarität 
ist umso wichtiger, um sie diesen 
Kampf zu unterstützen. 


Zürich 


Nächste Sitzungen des Komi- 
tees von attac zürich: 5. De- 
zember '06 und 9. Januar '07, 
jeweils 19.15 Uhr. Interessen- 
tInnen melden sich bitte an un- 
ter: zurich@attac.org 
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attac und die not- 
wendige Solidarität 
mit den Widerstands- 
bewegungen und den 
sozialen Kämpfenin 
den Ländern des Na- 
hen Ostens 


Der Mittlere Osten erscheint als 
Epizentrum der Unterwerfung 
der Welt unter eine neolibera- 
le Ordnung, deren militärischer 
Flügel immer aggressiver wird 
und in der Israel heute ein ent- 
scheidender Faktor ist. Daher sind 
Aufklärungsarbeit, Analyse, Ent- 
schlüsselung aktueller Ereignis- 
se und Solidaritätsaktionen sehr 
wichtig für die ausserordentlich 
schwierigen Kämpfe, die in allen 
Staaten dieser Region - in Israel 
wie in den arabischen Ländern - 
geführt werden. Lassen wir uns 
nicht blenden durch die Parolen 
des Antiterrorkampfes, durch die 
Argumente, die den Islam oder die 
Araber stigmatisieren. Wir müs- 
sen im Gegenteil den Kampf ge- 
gen die wahren - wirtschaftlichen 
und sozialen - Ursachen richten. 
Die Rolle von attac ist hier von 
grundlegender Bedeutung, im Zu- 
sammenwirken mit den antiim- 
perialistischen Bewegungen und 
den globalisierungskritischen Or- 
ganisationen sowohl in Israel als 
auch in dessen arabischen Nach- 
barstaaten. 


Elisabeth Longuenesse 
Übersetzung: Kirsten Heininger, 
coorditrad 
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Nächste Sitzungen des Komi- 
tees von attac basel: 6. Dezem- 
ber '06 und 20. Dezember '06, 
jeweils 19.30 Uhr. Interessen- 
tInnen melden sich bitte an unter 
basel@attac.org 
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